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Öffentlichkeitsarbeit – Wofür

In einer von Medien geprägten Welt ist gute Öffent-

lichkeitsarbeit für alle, die politisch Einfluss nehmen

oder gewinnen wollen, unerlässlich. Denn was nutzen

die besten Argumente, wenn sie die Menschen nicht

erreichen?

Am besten geht es, wenn man die Informationen an

den  Arbeitsplatz bringt – mit Gewerkschafts-

zeitungen, Flugblättern oder elektronischen Medien,

auf Betriebs- und Personalversammlungen oder durch

persönliche Gespräche.

Nur so haben wir als Gewerkschaft, als Vertrauens-

leute, die Möglichkeit eine Gegenmeinung öffentlich

zu machen, denn in der großen Medienwelt herrscht

eine Vormacht der Arbeitgebermeinungen.

Anders gesagt: Das publizistische Übergewicht der

Arbeitgeber kann nur durch das Engagement der

Gewerkschaftsmitglieder ausgeglichen werden. Dabei

sind Betriebsräte, Personalräte, Jugend- und Auszu-

bildendenvertretungen genauso gefordert wie ehren-

amtliche oder hauptamtliche Funktionärinnen und

Funktionäre.

Öffentlichkeitsarbeit – Warum

Fünf gute Gründe

Eine auf den Betrieb bezogene Öffentlichkeitsarbeit

hat viele Vorteile. Die wichtigsten:

� Gegenöffentlichkeit schaffen

Mit einer eigenständigen Öffentlichkeitsarbeit, sei es

durch die betriebliche Interessenvertretung oder

durch gewerkschaftliche Vertrauensleute wird das

Informationsmonopol des Arbeitgebers gebrochen.

� Transparenz herstellen

Betriebs- oder Personalratsmitglieder oder gewerk-

schaftliche Vertrauensleute informieren darüber, wie

sich wirtschaftliche und politische Entwicklungen

auf die Situation der Beschäftigten auswirken, sie

weisen frühzeitig auf betriebliche Entwicklungen

und ihre Folgen hin, decken Missstände auf und

machen Lösungsvorschläge.

� Diskussionen anregen

Nur wer über gewerkschaftspolitische Ziele oder die

Entwicklung im Betrieb bescheid weiß, kann mitre-

den und Position beziehen.

� Kompetenz unter Beweis stellen

Durch betriebliche Öffentlichkeitsarbeit werben

Vertrauensleute, Betriebs- oder Personalrats-

mitglieder für die Gewerkschaft und zugleich für

sich selber als kompetente Interessenvertreter der

Belegschaft.

� Solidarität erzeugen

Betriebliche Öffentlichkeitsarbeit ist Voraussetzung

dafür, dass die Kolleginnen und Kollegen sich in

betriebliche oder tarifliche Konflikte einmischen

und, wenn notwendig, ihre Forderungen auch

gemeinsam durchsetzen können. In bestimmten

Fällen kann gewerkschaftliche Öffentlichkeitsarbeit

im Betrieb dazu führen, dass sich Außenstehende

mit den Forderungen einer Belegschaft solidarisieren

und damit deren Position stärken.

Liebe Kollegin, lieber Kollege,

„Selbst Gott braucht Werbung. Er hat die Glocken“.

Dieses Zitat der französischen Journalistin Aurélien Scholl gilt auch für die  Informationsarbeit der VL.

Rechtliche Absicherung der Vertrauensleute (VL) im Betrieb

Die Vertrauensleute (VL) bekommen in den Betrieben und Verwaltungen das Geschehen und die Stimmungen mit.

Während Betriebsrats- und Personalratsmitglieder zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit mit dem Arbeitgeber verpflichtet 
sind, leisten die VL in ihrem Rahmen die Gewerkschaftsarbeit.

Um diesen Rahmen bzw. Handlungsspielraum geht es in diesem Infoblatt, denn

Vertrauensleute sind die Säule der Gewerkschaftsarbeit.

Welchen Handlungsspielraum habe ich als ver.di-Mitglied und Vertrauensmann/Vertrauensfrau am Arbeitsplatz?

Wie die schematische Übersicht zeigt, haben die VL mehrere Absicherungen.
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Rechtliche Absicherung der Vertrauensleute (VL) im
Betrieb
 
 
Die Vertrauensleute (VL) bekommen in den Betrieben und Verwaltungen das Geschehen 
und die Stimmungen mit. 
Während Betriebsrats- und Personalratsmitglieder zu einer vertrauensvollen Zusammen-
arbeit mit dem Arbeitgeber verpflichtet sind, leisten die VL in ihrem Rahmen die Gewerk-
schaftsarbeit. 
Um diesen Rahmen bzw. Handlungsspielraum geht es in diesem Infoblatt, denn 
 

Vertrauensleute sind die Säule der Gewerkschaftsarbeit.

Welchen Handlungsspielraum habe ich als ver.di-Mitglied und 
Vertrauensmann/Vertrauensfrau am Arbeitsplatz?
 
Wie die schematische Übersicht zeigt, haben die VL mehrere Absicherungen. 

Vertrauensleute
im Betrieb

Aufgaben z.B.: 
Informationen 
Vertrauensleutesitzungen 
Mitgliederwerbung 
Mitgliederbetreuung 
Wahlvorbereitungen 

Absicherung gegen…(Beispiele) 
- willkürliche Versetzungen 
- Benachteiligung bei 
  Höhergruppierungen 

Art. 9, III GG
ILO-Abkommen 135

Allgem. Gleichstellungsgesetz
§ 75 Betr.VG 

(Betriebsverfassungsgesetz)



Nach dem Grundgesetz ist es den VL möglich, Gewerkschafts-
arbeit im Betrieb zu leisten. Dies nicht nur in den Pausen oder vor 
Arbeitsbeginn bzw. nach Arbeitende. Nach Auffassung von 
ver.di und Wolfgang Däubler1 ist Gewerkschaftsarbeit auch wäh-
rend der Arbeitszeit möglich. 

1. (Wolfgang Däubler: Gewerkschaftsrechte im Betrieb. 
Handkommentierung 10. Auflage Baden-Baden 2000 Randnr. 405 und 406 S. 197)

Diese Auffassung wird gestärkt durch das ILO-Abkommen 135 mit 
folgenden Artikeln: 

Artikel 2

1.	 Den Arbeitnehmervertretern sind im Betrieb Erleichte-
rungen zu gewähren, die geeignet sind, die rasche und 
wirksame Durchführung ihrer Aufgaben zu ermögli-
chen.

2.	 Hierbei sind die Eigenart des in dem betreffenden Land 
geltenden Systems der Arbeitsbeziehungen sowie die 
Erfordernisse, die Größe und die Leistungsfähigkeit des 
betreffenden Betriebs zu berücksichtigen.

3.	 Die Gewährung solcher Erleichterungen darf das wirk-
same Funktionieren des betreffenden Betriebs nicht 
beeinträchtigen.

Artikel 5

Sind in einem Betrieb sowohl Gewerkschaftsvertreter als 
auch gewählte Vertreter tätig, so sind nötigenfalls geeig-
nete Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, dass 
das Vorhandensein gewählter Vertreter nicht dazu genutzt 
wird, die Stellung der beteiligten Gewerkschaften oder ih-
rer Vertreter zu untergraben, und um die Zusammenarbeit 
zwischen den gewählten Vertretern und den beteiligten 
Gewerkschaften und ihren Vertretern in allen einschlägigen 
Fragen zu fördern.

Artikel 5 unterstützt auch die Betriebs- und Personalräte. Dadurch 
wird ihnen die Möglichkeit gegeben, mit den Beschäftigten auch 
außerhalb der Betriebs- bzw. Personalversammlungen zu kommu-
nizieren.

                                                                                     

Einzelentscheidungen der 
Rechtsprechung zu unserem 
Handlungsrahmen

•	 Jeder einzelne Beschäftigte hat das Recht einer Gewerk-
schaft beizutreten (BVerfG. v. 26.5.70 - 2BvR664/65).

•	 Jedes Mitglied darf für seine Gewerkschaft werben und über 
sie informieren (BVerfG. v. 17.2.81 – 2BvR384/78). 

	 Im Einzelnen wurde das Recht bestätigt: 
	 - werbend und informierend tätig zu werden 
	 - in zulässigem Umfang Plakate auszuhängen 
	 - Prospekte zu verteilen und auszulegen und 
	 - mit den anderen Arbeitnehmern zu sprechen.

Dabei darf natürlich nicht die Arbeit liegen bleiben; aber ent-
weder während der Arbeit oder jedenfalls in den Pausen, sowie 
vor Arbeitsbeginn und bei Arbeitsende darf man so agieren. Das 
ist höchstrichterlich gerade erst in jüngster Zeit wieder bestätigt 
worden.

Natürlich dürfen auch PR/BR weitergeben, was ihnen Gewerk-
schaften Wichtiges für die Beschäftigten übermittelt haben. Die 
gesetzlichen Arbeitnehmervertreter dürfen sogar für ihre Ge-
werkschaft agieren (§ 60 Abs.2 Satz 2 HPVG); sie müssen dabei 
allerdings erkennbar als Gewerkschafter und nicht als PR/BR 
auftreten (also z.B. beim Aufruf zu einer Demonstration/ 
Warnstreik/Streik, usw.). 
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Durch Öffentlichkeitsarbeit erleben die Mitglieder die

Gewerkschaft und die Vertretung ihrer Interessen per-

sönlich und direkt. Sie werden an der Arbeit beteiligt.

Regelmäßiges Info-Material schafft und erhält den

Kontakt  zu und mit den Mitgliedern.

Die Öffentlichkeitsarbeit hat drei Zielgruppen:

Die Mitglieder und die Unorganisierten.

Beide erreicht man durch die interne Öffentlichkeits-

arbeit.

Die Menschen außerhalb von Betrieb und Verwaltung,

also die Bevölkerung bzw. Teile davon, wie Politiker,

werden durch die externe ÖA angesprochen.  

Möglichkeiten der internen 

Öffentlichkeitsarbeit sind:

• Buntes Brett – für Kurzmitteilungen

eignet sich für die Bekanntgabe von Terminen,

Plakaten, Flugblättern, Kurzmitteilungen,

Vorstellungen der Vertrauensleute.

• Flugblätter – längere Texte 

eignen sich für wichtige und komplexe Themen,

Informationen, Aufrufe zu Aktionen 

Damit können wichtige und komplexe Themen dar-

gestellt werden.

• E-Mail

eignet sich für kurze, schnelle Informationen, zur

Erinnerung an Termine.

Achtung: Nicht alle Beschäftigten haben PC, Inter-

net- und Intranet-Anschluss. Die Information wird

schnell weggeklickt, daher sparsam einsetzen.

• Betriebszeitungen

eignen sich für ausführlich zu behandelnde Themen,

die sich über einen längeren Zeitraum erstrecken,

aufgegriffen werden. Erweitert wird die Information

mit Hintergrundmaterial, Reaktionen von Lesern. Die

Erscheinungsweise ist von der Redaktion abhängig.

Wichtig ist die Regelmäßigkeit. 

Diese Medien sind in erster Linie eine  Einbahn –

Kommunikation, das heißt die Verfasser informieren

über Themen, Anliegen und Probleme. Daraus kön-

nen und sollen dann Gespräche und Diskussion ent-

stehen.

• Persönliche Gespräche

Dies ist für die Mitgieder von besonderer Bedeutung.

Praxis der Öffentlichkeitsarbeit (ÖA)

Hierbei können sie sich einbringen, ihre Argumente

werden direkt aufgegriffen. So erleben sie die

Organisation als lebendig. Sie werden ernst genom-

men. Einzelfragen können erörtert werden.

• Mitgliederversammlung

Hier werden übergreifende Themen dargestellt und

diskutiert. Es gibt Informationen und die Beschäf-

tigten können sich beteiligen und Entscheidungen

treffen. Verbinden kann man die Versammlungen

mit einem gemeinsamen, gemütlichen Beisammen-

sein (Grillen, Kaffee und Kuchen, ähnliches).

• Betriebs- und Personalversammlungen

Die Beschäftigen beziehen auf den Versammlungen

Stellung zu Problemen im Betrieb und zeigen

Lösungen auf. Die Vertrauensleute informieren die

Beschäftigten aus gewerkschaftlicher Sicht.

Damit werden die Interessen der Organisation  und

der Arbeitnehmer deutlich.

Externe Kommunikation 

Für die externe Kommunikation gibt es

• Flugblätter

informieren die Zielgruppen (Bevölkerung, Politiker

und so weiter) über die Anliegen, Forderungen und

Ziele der Beschäftigten. 

• Plakate

stellen kurz und interessant Forderungen, Anliegen

und Probleme dar.

• Kontaktgespräche mit Journalisten

stellen den Medienvertretern in Gesprächen und

Interviews die Probleme vor und erläutern

Hintergründe. 

Diese Informationen können zur Berichterstattung

führen.

• Medienmitteilungen

werden an die Medien (Zeitungen, Hörfunk – 

insbesondere die Lokalsender) geschickt. Sie können

Interesse an der Berichterstattung wecken.

Diese Auflistung kann durch weitere Möglichkeiten

ergänzt werden.

Weitere wichtige Informationen für die Praxis gibt die

Broschüre im  ver.di-Vertrauensleutehandbuch

„Öffentlichkeitsarbeit im Betrieb gestalten, Medien

nutzen – Rechte kennen“. 
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Nach dem Grundgesetz ist es den VL möglich, Gewerkschaftsarbeit im Betrieb zu 
leisten. Dies nicht nur in den Pausen oder vor Arbeitsbeginn bzw. nach Arbeitende. Nach 
Auffassung von ver.di und Wolfgang Däubler (1) ist Gewerkschaftsarbeit auch während 
der Arbeitszeit möglich.  
 
1.(Wolfgang Däubler: Gewerkschaftsrechte im Betrieb. Handkommentierung 10. Auflage Baden-Baden 2000 
Randnr 405 und 406 S. 197) 
 
Diese Auffassung wird gestärkt durch das ILO-Abkommen 135 mit folgenden Artikeln:  
 
Artikel 2: 
1.  Den Arbeitnehmervertretern sind im Betrieb Erleichterungen zu gewähren, die geeignet 

sind, die rasche und wirksame Durchführung ihrer Aufgaben zu ermöglichen. 
2.  Hierbei sind die Eigenart des in dem betreffenden Land geltenden Systems der 

Arbeitsbeziehungen sowie die Erfordernisse, die Größe und die Leistungsfähigkeit des 
betreffenden Betriebs zu berücksichtigen. 

3.  Die Gewährung solcher Erleichterungen darf das wirksame Funktionieren des 
betreffenden Betriebs nicht beeinträchtigen. 

 
Artikel 5
Sind in einem Betrieb sowohl Gewerkschaftsvertreter als auch gewählte Vertreter tätig, so 
sind nötigenfalls geeignete Maßnahmen zu treffen, um zu gewährleisten, dass das 
Vorhandensein gewählter Vertreter nicht dazu genutzt wird, die Stellung der beteiligten 
Gewerkschaften oder ihrer Vertreter zu untergraben, und um die Zusammenarbeit 
zwischen den gewählten Vertretern und den beteiligten Gewerkschaften und ihren 
Vertretern in allen einschlägigen Fragen zu fördern. 
 
Artikel 5 unterstützt auch die Betriebs- und Personalräte. Dadurch wird ihnen die 
Möglichkeit gegeben mit den Beschäftigten auch außerhalb der Betriebs- bzw. 
Personalversammlungen zu kommunizieren. 
 
Den genauen Text findet ihr auf der ver.di-Seite für Aktive (http://aktive.verdi.de/) im 
Anschluss an die Berichterstattung zur dritten Bundeskonferenz für Vertrauensleute.  

                                                                                                                    
Einzelentscheidungen der Rechtsprechung zu unserem Handlungsrahmen:

• Jeder einzelne Beschäftigte hat d a s  R e c h t  einer Gewerkschaft 
beizutreten (BVerfG. v. 26.5.70 - 2BvR664/65). 

• Jedes Mitglied darf für seine Gewerkschaft werben und über die informieren 
(BVerfG. v. 17.2.81 – 2BvR384/78).  
Im Einzelnen wurde d a s  R e c h t  bestätigt: 

- -werbend und informierend tätig zu werden 
- -in zulässigem Umfang Plakate auszuhängen 
- -Prospekte zu verteilen und auszulegen  und 
- -mit den anderen Arbeitnehmern zu sprechen. 

Dabei darf natürlich nicht die Arbeit liegen bleiben; aber entweder während der Arbeit 
oder jedenfalls in den Pausen, sowie vor Arbeitsbeginn und bei Arbeitsende darf man 
so agieren. Das ist höchstrichterlich gerade erst in jüngster Zeit wieder bestätigt 
worden. 

Natürlich dürfen auch PR/BR weitergeben, was ihnen Gewerkschaften Wichtiges für die 
Beschäftigten übermittelt haben. Die gesetzlichen Arbeitnehmervertreter dürfen sogar für 
i h r e  Gewerkschaft agieren (§ 60 Abs.2 Satz 2 HPVG); sie müssen dabei allerdings 
erkennbar als Gewerkschafter und nicht als PR/BR auftreten (also z.B. beim Aufruf zu ei-
ner Demonstration/Warnstreik/Streik, usw.).  



•	 Veröffentlichungen gewerkschaftsspezifischen Inhalts dürfen 
durchaus auch harte Formulierungen enthalten (BGH v. 
5.2.80) . – Die Grenze liegt hierbei alleine bei den Strafge-
setzen (Beleidigung, Behauptung unwahrer Tatsachen, üble 
Nachrede, usw.).

•	 Kurzfristige Gewerkschaftszusammenkünfte dürfen auch 
durch Aushang eines Plakats (und nicht nur Handzettelvertei-
lung!) angekündigt werden (ArbG München v. 3.2.80 –10Ga 
81/80).

•	 Eine ‚Gewerkschaftstafel‘ zwecks Werbung und Information 
muß der Arbeitgeber dulden nach folgenden zwei Entschei-
dungen: ArbG Nienburg v.19.1.82 –Ca482/81 und ArbG-
Hamburg v. 3.2.82 –6Ca274/81

•	 Gewerkschaftliche Plakatwerbung ist überhaupt grundsätz-
lich erlaubt (LAG Hamm v. 18.2.71 – Sa618/71). Das Eigen-
tumsrecht des Arbeitgebers ist dabei zu beachten, d.h., er 
ist verpflichtet, es zu genehmigen. Es empfiehlt sich, gene-
rell einen festen Aushangort festzulegen,  z.B. gegenüber 
dem Eingang, Lift, Personalkantine. Damit entfallen spätere 
Auseinandersetzungen, wo und wann ein Plakat hingehängt 
werden kann.

•	 Die Gewerkschaft hat das Recht, während laufender Tarif-
verhandlungen hierüber zu informieren (ArbG Hannover v. 
26.2.81 – 1Ga1/81).

•	 Mitgliedern, die einem Aufruf (hier) zum Warnstreik fol-
gen, darf nicht gekündigt werden (BAG v. 17.12.76 –1AZ-
R6o5/75).

•	 Gewerkschaftszeitungen dürfen auch an alle Beschäftigte 
(und nicht nur die eigenen Organisierten allein) verteilt wer-
den! (BAG v. 23.2.79 1AZR540/77).

•	 Selbst die Gruppe ‚Gewerkschaftliche Vertrauensleute‘ als 
solche ist geschützt: durch das erwähnte ILO-Abkommen 
Nr. 135, - dies hat das BAG entschieden. Jedoch war nicht 
durchsetzbar, dass auch die Vertrauensleute-Wahl in den 
Arbeitsräumen erfolgen darf; es bedarf auch hier (wie oben 
bei der Tafel oder Plakaten) des Einverständnisses des Ar-
beitgebers (BAG v. 8.12.78 –1AZR303/77). Er darf natürlich 
nicht generell verweigern. Es empfiehlt sich, bei Widerstän-
den ohnehin, ins Gewerkschaftshaus oder einen anderen 
Versammlungsraum (Lokal) auszuweichen. (Bei einem Betrieb 
in der Privatwirtschaft hat einmal eine Wahl direkt vor dem 
Werkstor auf dem von der Gemeinde genehmigten Platz 
stattgefunden.)
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Adressaten der betrieblichen Öffentlichkeitsarbeit sind innen die Kolleginnen und Kollegen und

außen die örtlichen Medien und die Mitbürger.

Innen wie außen ist das wichtigste und wirkungsvollste Medium das Wort im persönlichen

Gespräch; es ist im wahrsten Sinn des Wortes eindringlich. Welches Medium und welcher

Kommunikationskanal auch immer benutzt wird, die Wirkung auf den Adressaten muss genau

abgewogen werden, um ein gutes Verhältnis zwischen Aufwand und Ergebnis zu erreichen.

Die Broschüre „Öffentlichkeitsarbeit im Betrieb gestalten“ aus dem Vertrauensleuteordner gibt

wertvolle Hinweise und auch Beispiele für den Einsatz der verschiedenen Medien.

Palette der Medien

Text, Bild E-Mail

E-Newsletter

Internet, Intranet

Betriebszeitung

Buntes Brett

Flugblatt

Leserbrief

Presseerklärung

Wort persönliches Gespräch

Diskussionsrunde

Pressekonferenz

Audio-visuell Versammlung, Präsentation

Werbemittel Aktion
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• Veröffentlichungen gewerkschaftsspezifischen Inhalts dürfen durchaus auch 

h a r t e  Formulierungen enthalten (BGH v. 5.2.80) . –Die Grenze liegt hierbei 
alleine bei den Strafgesetzen (Beleidigung, Behauptung unwahrer Tatsachen, üble 
Nachrede,- usw.). 

• Kurzfristige Gewerkschaftszusammenkünfte dürfen a u c h  durch Aushang 
eines Plakats (und nicht nur Handzettelverteilung!) angekündigt werden (ArbG 
München v.3.2.80 –10Ga 81/80). 

• Eine 'Gewerkschaftstafel' zwecks Werbung und Information muß der Arbeitgeber 
dulden nach folgenden zwei Entscheidungen: ArbG Nienburg v.19.1.82 –Ca482/81 
und ArbGHamburg v.3.2.82 –6Ca274/81 

• Gewerkschaftliche Plakatwerbung ist überhaupt grundsätzlich erlaubt (LAG Hamm 
v.18.2.71 – Sa618/71). Das Eigentumsrecht des Arbeitgebers ist dabei zu 
beachten, d.h., er ist verpflichtet, es zu genehmigen. Es empfiehlt sich, generell 
einen festen Aushangort festzulegen,  -z.B. gegenüber dem Eingang, Lift, 
Personalkantine pp.  Damit entfallen spätere Auseinandersetzungen, wo und wann 
ein Plakat hingehängt werden kann. 

• Die Gewerkschaft hat das R e c h t, während laufender Tarifverhandlungen 
hierüber zu informieren (ArbG Hannover v.26.2.81 – 1Ga1/81). 

• Mitglieder, die einem A u f r u f  (hier) z u m  W a r n s t r e i k  folgen, 
dürfen nicht gekündigt werden (BAG v.17.12.76 –1AZR6o5/75). 

• Gewerkschaftszeitungen dürfen auch an a l l e  Beschäftigte ( und nicht nur die 
eigenen Organisierten allein ) verteilt werden! (BAG v.23.2.79  1AZR540/77). 

• Selbst die Gruppe 'Gewerkschaftliche Vertrauensleute' als solche ist geschützt: 
durch das erwähnte ILO-Abkommen Nr.135 , - dies hat das BAG entschieden. 
Jedoch war n i c h t durchsetzbar, dass auch die Vertrauensleute-Wahl in den 
Arbeitsräumen erfolgen darf; es bedarf auch hier (wie oben bei der Tafel oder 
Plakaten) des Einverständnisses des Arbeitgebers (BAG v. 8.12.78 –
1AZR303/77). Er darf natürlich nicht generell verweigern. Es empfiehlt sich, bei 
Widerständen ohnehin, ins Gewerkschaftshaus oder einen anderen 
Versammlungsraum (Lokal) auszuweichen. (Bei einem Betrieb in der 
Privatwirtschaft hat einmal eine Wahl direkt vor dem Werkstor auf dem von der 
Gemeinde genehmigten Platz stattgefunden) 

                                                       
 
Mancher Arbeitgeber beweist viel Fantasie, wenn er aktive Gewerkschaftsmitglieder 
vergraulen möchte. Das fängt bei der Benachteiligung zur Höhergruppierung an und 
hört bei Versetzung an einen schlechter bezahlten Arbeitsplatz nicht auf.  
 
Bislang blieb da nur der Weg über die Personalvertretung um gegen diese 
Diskriminierung vorzugehen. Für Betriebe ist dies auch in § 75 BetrVG geregelt.  
 
Seit Dezember 2006 (Inkrafttreten der letzten Änderung) schützt uns auch das 
Allgemeine Gleichstellungsgesetz (AGG) vor Diskriminierung durch den Arbeitgeber.  
In den §§ 6 bis 18 sind die arbeitsrechtlichen Teile des AGG geregelt.  
Den genauen Wortlaut findet ihr unter http://www.bundesrecht.juris.de/agg. 
 
Jede Dienststelle hat demnach eine oder gar mehrere Beschwerdestellen einzurichten 
damit der Betroffene rechtliche Schritte gegen die Diskriminierung einleiten kann. 

Mancher Arbeitgeber beweist viel Fantasie, wenn er aktive Ge-
werkschaftsmitglieder vergraulen möchte. Das fängt bei der Be-
nachteiligung zur Höhergruppierung an und hört bei Verset-
zung an einen schlechter bezahlten Arbeitsplatz nicht auf. 

Bislang blieb da nur der Weg über die Personalvertretung um 
gegen diese Diskriminierung vorzugehen. Für Betriebe ist dies 
auch in § 75 BetrVG geregelt. 

Seit Dezember 2006 (Inkrafttreten der letzten Änderung) schützt 
uns auch das Allgemeine Gleichstellungsgesetz (AGG) vor 
Diskriminierung durch den Arbeitgeber. 

In den §§ 6 bis 18 sind die arbeitsrechtlichen Teile des AGG gere-
gelt. Den genauen Wortlaut findet ihr unter 
http://www.bundesrecht.juris.de/agg.



Jede Dienststelle hat demnach eine oder gar mehrere Beschwer-
destellen einzurichten, damit Betroffene rechtliche Schritte gegen 
die Diskriminierung einleiten können.

Achtung - für Schadensersatzansprüche sind Fristen zu  
beachten:

Diskriminierte Beschäftigte haben das Recht, innerhalb von zwei 
Monaten den Schaden beim Arbeitgeber geltend zu machen und 
Ersatz zu verlangen. Die Frist ändert sich, soweit in Tarifverträgen 
anderweitige Regelungen getroffen wurden.
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Seminare  

ver.di bietet eine Reihe von Seminaren zum Thema

„Betriebliche Öffentlichkeitsarbeit“ an. Informationen

und Termine sind im Bildungsprogramm oder über die

Büros der ver.di Bildungsträger (ver.di-Bildungswerk

und ver.di-B & B) zu erfahren.

Literatur

In der ver.di-Schriftenreihe für Vertrauensleute ist eine

Handlungshilfe mit dem Titel „Öffentlichkeitsarbeit im

Betrieb gestalten“ erschienen. Diese enthält viele

Anregungen, wie Öffentlichkeitsarbeit im Betrieb

aufgebaut oder verbessert werden kann.

AnsprechpartnerInnen

Die Mitglieder des ver.di-Landesvertrauensleute-

ausschusses Hessen sowie eine Vielzahl von Betriebs-

und PersonalrätenInnen, Jugend- und Auszubildenden-

vertretungen ebenso wie ehrenamtliche oder haupt-

amtliche FunktionäreInnen von ver.di verfügen über

zahlreiche Informationen, die für KollegenInnen im

Betrieb von Interesse sein könnten. 

Sie alle prägen das Bild von ver.di in der Öffentlichkeit.

In der Reihe „Informationen für Vertrauensleute“ sind bisher folgende Ausgaben erschienen:

Ausgabe 1/2004 – Grundsätze der Vertrauensleutearbeit

Ausgabe 1/2005 – Vertrauensleute und Tarifarbeit

Ausgabe 2/2005 – Vertrauensleute und gewerkschaftliche Bildung

Ausgabe 3/2005 – Vertrauensleutwahlen

Exemplare können bei der ver.di – Landesbezirksleitung Hessen, Ressort 4, von Betriebsräten/Vertrauensleuten angefordert werden.
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Werden vom Arbeitgeber keine geeigneten oder offensichtlich ungeeignete Maßnahmen 
zur Verhinderung getroffen, hat der Betroffene das Recht die Leistung zu verweigern. 
Vorraussetzung dafür ist natürlich eine vorhergehende Beschwerde bei der 
Beschwerdestelle.  
 
Achtung - für Schadensersatzansprüche sind Fristen zu beachten:
Diskriminierte Beschäftigte haben das Recht, innerhalb von zwei Monaten den Schaden 
beim Arbeitgeber geltend zu machen und Ersatz zu verlangen. Die Frist ändert sich, 
soweit in Tarifverträgen anderweitige Regelungen getroffen wurden. 
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Gesetzliche AN-Vertretung Mit VLs ist man stärker!


